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energiſches Auftreten der Ukrainer

in Breſt-Litowsk
Abrechnung mit Troitzki

Hreſt-Litowsk, 2. Febr. Geſtern nachtnittag fand unter
ahne ſämtlicher Delegationen einſchließlich der

Ein in BreſtLitowsk wieder eingetroffenen Abord
t der ukrainiſchen Rada eine Voll ſitzung ſtatt, die

wede hatte, die Stellungnahme der be
ten Regierungen zu der ukrainiſchen

atralrada endgültig zu klären. Zu Beginn der
a teilte der Vorſitzende, bulgariſcher Militärbevoll-

tgter, Oberſt Gantſchew, mit, daß an die Stelle
tisherigen Vorſitzenden der Abordnung, des Juſtiz-

iſers Popow, von jetzt ab der bulgariſche Miniſter
dent Radoslawomw trete.

Sewrjnk, der hierauf das Wort ergriff, gab bekannt,
anſtatt des bisherigen Vorſitzenden der Abordnung der

eainiſchen Rada, Herrn Holubowitſch, er ſelber den Vor
in der Abordnung übernehme. Auf die Tagesordnung über-
h wies der Redner bann einleitend auf das in der Plenar-
am 10. Januar 1918 verleſene Univerſäl III der ukraini-
Zentralrada vom 7. November bin, womit die ukraini-

Je SFolksrepublik proklamiert und deren internationale
lung beſtimmt worden ſei. Die internationale Stellung der
rainiſchen Volksrepublik fei damals ſowohl durch den Rat der

ſkskemmiſſare, als anch durch die Vertreter der vier verbünde
z Nächte anerkannt worden. Jm Sinne dieſer Erklärungen

dann auch während des Ganges der Verhandlungen bis zur
ten Unterbrechung die ukrainiſche Delegation von allen Kvn-
enzparteien ſtets als die Delegation eines unabhängigen
egtes angeſehen worden. Nach der Unterbrechung der Kon-renz habe nunmehr Herr Trotzki verſucht, die Stel

fung und eRechte der ukrainiſchen Delegation

nleugnen, wobei er ſich auf das bis dahin nie erwähnte
Vorhandenſein des Exekutivausſchuſſes in Charkow berufen
habe. Die ukraniſche Delegation halte es für notwendig, feſt
uſtellen, daß die von Herrn Trotzki in dieſer Sitzung gehaltene

Rede in vollſtändige Widerſpruch zu ſeinen früheren Erklä-
ungen ſtehe, weshalb ſie gezwungen ſei, folgende

Erklärung

ilig

thzugeben:

„Wir ſind durchaus einer Anſicht mit Herrn Trotzki, daß in
bem ſtaatlichen Leben der Ukraine Veränderungen vorgetommen

ſnd, die aber ganz anderer Natur ſind als die, auf die Herr
Tryhki hinwies. Das Weſen dieſer Veränderungen ſteht im Zu
ſenmenhang mit dem 4. Univerſal der ukrainiſchen Zentralrada
n 24. Januar. Jn dieſer heißt es: Von nun ab bildet die
rkrainiſche Volksrepublik einen ſelbſtändigen und von niemand
thhängigen freien und ſonveränen Staat des ukrainiſchen Volkes.
hierzu müſſe er bemerken, daß die Regierung der ukrainiſchen Volks-
wbrblik beſtrebt geweſen ſei, einen Bund aller gRepubliken zu ſchaffen,
die auf dem Gebiete des früheren ruſſiſchen Kaiſerreiches eut-
ſtanden ſeien und eine gemeinſame föderative Regie
tungin Rußland zu bilden. Da aber bis zur Erlaſſung des
üUniverſals trotz aller Verſuche der ukrainiſchen Regierung ein
detartines gemeinſames föderatives Organ nicht zuſtandegekom-

nen ſei und da aus der augenblicklichen Lage hervorgehe, daß ein
auch nicht zuſtande kommen könne, ſo habe die

rirainiſche Zentraſrada die Bildung einer föderativen Regierung
laſſen müſſen und habe durch das 4. Univerfal die

Ukraine zum ganz ſelbſtändigen und von niemand
1bhängigen Stagt proklamiert. Die ukrainiſche Rada habe
in demſelben Univerſal erklärt, daß ſie mit allen angrenzenden
Staaten in Frieden und Freundſchaft leben wolle, daß aber kein
inziger von ihnen ſich in das Leben der ſelbſtändigen ukrainiſchen
Republik einmiſchen dürfe. Folglich habe das 4. Univerſal in
larer Weiſe ſowohl die internationale rechtliche Stellung der
üeiniſchen Volksrepublik als auch ihre Politik gegenüber allen
achbarländern heſtimmt. Was die von Herrn Trotzki nun an
wführten Argumente anbelange, ſo entbehren dieſe jeder

Die Berufung darauf, daß in der ukrainiſchen

wbeitenden Klaſſen beſſer vertrete, ſei leicht zu widerſlegen. Sie
e aber das Gebot der inneren Angelegenheiten, die nicht der

ternationalen Kontrolle unterliegen. Noch weniger überzeugend
ſei bie Berufung Trotzkis darauf, daß die ukrainiſche Delegation
keine Berechtigung habe, weil ſie nicht vom Exekutivausſchuß in

anerkannt ſei. Nach dieſen Argumente müßte in erſter
die ruſſiſche Delegation ihre Vollmachten

rieberlegen, da in ihr weder Vertreter der Moldau noch der
uvch der Donkoſaken, noch der kaukaſiſchen Volksſtämme,

wh Sibiriens vertreten ſeien, die ebenfalls nicht die Regierung
Rates der Volkskommiſſare anerkennen.

unn neuen falſchen Auslegungen von irgendwelcher Seiteum
vetzubeugen, und für die Zukunft Erklärungen der ruſſiſchen

eeation zu vermeiden, die untereinander im Widerſpruch
ſchlage die ukrainiſche Delegation vor, die ukrainiſche

edublif als durchaus ſolbſtändigen und von nie-neadem abhängigen Staat formell anzuerken
ren und damit endgültig deren internationale Stellung als anch
ſie Rerechtianng der Delegation feſtzuſtellen.“

Halle und Vororte monailich Mk. 1. 25, ür das Sterteltahr
aus. Durch die Poß bezogen monatlich Wik. 1.34, für das

voſtal. Zuſtellungsgebühr. Die Halleſche
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Dr. Hans Simon, Halle- Saale.

Artilleriekämpfe an der Weſtfront

ſtellte Lloyd George ſchon im
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Morgen- Ausgabe

Der Bericht des Großen Hauptquartiers
Großes Hauptquartier, 3. Februar 1918.

Weſtlicher Kriegsſchauplaß
Heeresgruppe Kronprinz Rupprecht
An der flandriſchen Front kam es am Nach-

mittage zwiſchen dem Houthoulſter Wald und der
Lys zu lebhaften Artilleriekämpfen. Auch
in der Gegend von Lens, beiderſeits der Scarpe und
weſtlich vnn Cambrai lebte die Feuertätigkeit zeitweilig
auf. Bei Mouchy wurde ein ſtarker Erkundungsvorſtöß
der Engländer abgewieſen.

Heeresgruppen Deutſcher Kronprinz
und Herzog Albrecht

Am Oiſe--Aisne- Kanal ließen die Franzoſen
hei einem geſcheiterten Unternehmen Gefangene in unſerer
Hand. Längs der Ailette, im Abſchnitt von Reims, auf
den Maashöhen und am Hartmannsweiler-
kopf vielfach Artillerietätigkeit. Unſere Jnfanterie
brachte von Erkundungen auf dem Oſtufer der Mags
und närdlich von Badonviller einige Franzoſen zurück.

Jtalieniſche Fronk
Lebhafter Feuerkampf auf der Hochfläche von

Aſiago.
Von den anderen Kriegsſchauplätzen nichts neues.

Der Erſte Generalquarkiermeiſter.
Ludendorff.

Abendbericht des Großen Hauptquartiers

Berlin, 3. Febr., abends. (Amtlich.)
Von den Kriegsſchauplätzen nichts neues.

U-Boots-Beute an der engliſchen Oſtküſte
Berlin, 2. Februar. (Amtlich.) Dicht unter der

engliſchen Oſtküſte wurden durch unſere U-Boote bei
ſtarker Bewachung und Gegenwirkung kürzlich ſechs
Dampfer, ſowie der engliſche Schlepper „Deſire“ mit
zwei Motorleichtern verſenkt, Die Dampfer waren faſt
durchweg tief beladen, einer von ihnen mit Holz.

Der Chef des Admiralſtabes der Marine.
e

Von Schiffen, die an der engliſchen Oſtküſte verſenkt werden,
darf gegenwärtig vermutet werden, daß ſie hauptſächlich dem
Verkehr mit Skandinavien dienen. Jm Handel mit
Skandinavien beſaß früher die engliſche Holzeinfuhr hervor-
ragende Bedentung. Großbritannien hat wenig Wälder, braucht
aber viel Holz zum Abſteifen ſeiner Kohlen- und Erzgruben,
ſowie zum Barackenbau. Der Mangel an Schiffsraum hat auch
dieſe Rohſtoffquelle verſtopft. „Das Holzgeſchäft“, ſchreibt
ein engliſches Fachblatt vom 15. Dez., „hat ſich ſo ſehr ver
ſchlechtert, daß es ſchlimmer gar nicht ausſehen kann.“ Laut
„Handelsblad“ vom 16. Jan. ging die engliſche Gruben-
holzeinfuhr 1917 auf 0,7 Millionen Laſten zu je 1,4 chm,
zurück gegen 1,4 Millionen Laſten in 1916 und 1,75 Millionen
Laſten 1913. Anderes Holz kommt noch weniger hinein. Die
ſchwediſchen Oſtſeelieſerungen haben aufgehört, nur Nor
wegen und Frankreich ſchicken noch. Da dieſe Einfuhr
aber nicht entfernt zur Deckung des engliſchen Bedarfes genügt,

vergangenen Frühjahr ſein in-
Die einzige

daß die
zwiſchen fehlgeſchlagenes Holzprogramm auf.
bekanntgewordene Wirkung dieſes Programms iſt die,
ſchönen Wälder von Südwales verſchwunden ſind.

ken

Eine ruſſiſche Gegenerklärung
Hierauf gab auf Aufforderung Trotzkis der der ruſſi-

ſchen Delegation nangehörige Vertreter des ukrainiſchen
Exekutivausſchuſſes, Herr Mjedwjedjew eine Erklärung
ab, in der er ausführte: Der ukrainiſche Exekutivausſchuß habe
Anfang an die Kiewer Rada nicht für berechtigt gehalten, im
Namen des ukrainiſchen Volkes zu ſprechen. Was die jetzigen
Friedensverhandlungen betreffe, ſo ſtehe der Exekutivausſchuß
der ukrainiſchen Republik ganz auf jenen Grundſätzen des demo
kratiſchen Friedens, der durch die ruſſiſche Delegation propagiert
und von den ukrainiſchen Sowjets beſtätigt worden ſei. Frieden
ohne Annexion und Kontribution, der den Völkern das Recht der
Selbſtbeftimmung ſichere. Was die okkupierten Gebiete anbe-
treffe, ſo teile der Exekutivausſchuß ganz den Standpunkt, den
die ruſſiſche Delega'ion hier vertreten habe und erklärte, daß das
ukrainiſche Volk irgenwelche Uebereinkommen und Verträge mit
der Kiewer Rada nicht anerkennen werde und daß dieſelbe nicht
zum Leben gelangen würde, wenn ſie nicht burch die Delegation
der föderaliven ruſſiſchen Republik anerkannt und gutgeheißen

Eigene Geſchäftsſtelle
Bernburgerſtraße 30.

Verlag und Druck von Otto Thiele, Halle Saale.

worden ſei

Berliner Schriftleitung
Amt Kurfürſt Nr. 6296.

in Berlin und
Fernſprecher

Anknüpfend hieran erklärte Herr Trotzki: Es ſei in
keiner Weiſe zu beſtreiten, daß er hier ſeinerzeit erklärt habe,
die zwiſchen der Kiewer Rada und der Petersburger Regierung
beſtehenden Konflikte könnten keinen Einfluß darauf ausüben,
daß er die Ukraine als unabhängigen Staat anerkenne. Die An-
erkennung der Selbſtändigkeit der Unabhängigkeit eines Staates
könne aber nicht mit der Anerkennung dieſer oder jener Regie-
rung vermengt werden. Ju welchem Maße die internationale
rechtliche Stellung der Ukraine noch im Werden begriffen ſei,
ginge daraus hervor, daß man heute aus dem Munde des Vor
ſitzenden der ukrainiſchen Delegation eine außerordentlich wich-
tige prinzipielle Aenderung des Standpunktes der Kiewer Rada
in der Frage der internationalen rechtlichen Stellung der Ukraine
erfahren habe. Die Kiewer Radalehne eine Beteili-
gung an ver föderativen ruſſiſchen Republit
ab, und dies erfolge jetzt, nachdem auf dem dritten Kongreß der
Sowjets unter Teilnahme von Vertretern des ukrainiſchen Vol-
kes der ruſſiſche Staat als föderative Republik anerkannt worden
ſei. Unker den Zitaten an ſeinen (Trotzkis) Aeußerungen, auf
die ſich der Vorſitzende der Kiewer Rada berufe, fehle aber ein
Zitat, das von entſcheidender Bedeutung für die Löſung dieſer
Frage ſei. Er, Trotzki, habe damals, ohne einen Proteſt ſeitens
der Delegation der Kiewer Rada hervorzurufen, darauf hinge-
wieſen, daß gerade infolge der vorläufig noch ungeklärten
Situation in der Ukraine, insbeſondere bezüglich ihrer Grenzen,
in allen ſtrittigen Fragen eine vorhergehende Einigung der bei-
den hier vertretenen Delegationen notwendig ſei. Dieſe Erklä-
rung habe auch eine negative Seite, d. h. jedes Einver-
nehmen der Kiewer Rada mit den Mittelmächtendas wegen der noch nicht erfolgten Abgrenzung zwiſchen dieſen
beiden Staaten einen Widerſpruch von Seiten der ruſſiſchen
Delegation hervorrufe, verliere dadurch ſeine Kraft und werde
von ſelbſo hin fällig.

Die Mittelmächte hätten ein Intereſſe daran, ihr Verhältnis
zur Ukraine in materieller Hinſicht präziſieren zu können, damit
ſie nicht fiktive Größen für tatſächliche anſehen. Gerade deshalb
halte er es für notwendig, darauf hinzuweiſen, daß in manchen
Kreiſen die

ſeparatiſtiſchen Tendenzen
im heutigen revolutionären Rußland überſchätz t werden.
Jn den Randgebieten des früheren ruſſiſchen Reiches ſeien
grade jetzt diejenigen Klaſſen, Gruppen und Schichten die Träger
der ſeparatiſtiſchen Gedanken, die unter dem alten Regime in
hartnäckigſter Weiſe für den Zentralismus eingetreten ſeien. Je
mehr ſich die Macht der Sowjets im ganzen Lande feſtige, deſto
mehr verlegten die beſitzenden Klaſſen ihre ſeparatiſtiſchenm Ten-
denzen auf die Randgebiete. Wenn dieſe Gruppen im jetzigen
Rußland ſiegen würden, dann würden ſie ſofort wieder zu Trä-
gern der Zentraliſation werden. Die Vertreter der Mittelmächte
könnten hier natürlich nicht die Rolle eines Schiedsrichters über
die jetzigen Verhältniſſe Rußlands und in der Ukraine überneh-
men. Solange die Delegation der Kiewer Rada ihre Vollmachten
beibehalte, erhebe er keinen Einſpruch gegen deren ſelbſtändige
Teilnahme an den Verhandlungen. Er müſſe aber jetzt, wo auch
Vertreter des ukrainiſchen Exekutivausſchuſſes in den Verband
der ruſſiſchen Delegation eingetreten ſeien, mit doppeltem Nach
druck wiederholen, daß nur derartige Abkommen mit der Kiewer
Nada die Anerkennung finden könnten, die auch von Seiten der
ruſſiſchen Delegation anerkannt würden.

Hierauf erbat das Mitglied der ukrainiſchen Dele-
gation, Herr Lubynsky das Wort zu nachſtehenden Dar
legungen:

Die Mitglieder der ukrainiſchen Friebensdelegation hätten
ſtets auf dem grundſätzlichen Standpunkte geſtanden, daß die in
BreſtLitowsk verſammelten Vertreter derjenigen Staaten, die
einen Friedensſchluß erſtreben, ſich nicht über innereAngelegenheiten ihrer Gegner auszuſprechen haben und daß innere
Kämpfe und Vorgänge innerhalb der Staaten keineswegs während
der offiziellen Verhandlungen zur Kennntis der Gegenpartei zu
bringen wären. Sie hätten mehrfach Gelegenheit gehabt, mit
entſchiedenem Proteſt aufzutreten

gegen die Meldungen des Herrn Trotzki,
der die Beziehungen zwiſchen den einzelnen Völkern des früheren
Rußland und den auf ſeinem Gebiete entſtandenen neuen Staaten
wiederholt falſch dargeſtellt hat. Da jetzt das vierte
Univerſal der Zentralrada die vollſtändige Unabhängigkeit unſerer
Republik proklamiert hat und da die ukrainiſche Republik auch von
befreundeten und anderen Mächten anerkannt worden iſt, hören
dieſe Fragen auf, innere Fragen für uns zu ſein und unſere ver
antwortungsvolle Miſſion gegenüber unſerem Volke nötigt uns
jetzt mit entſchiedenem Proteſt gegen falſche Behauptungen aufzu-
treten, die in unſerer Abweſenheit von Herrn Trotzki gemacht
worden ſind. Jm Jahre 1917 hat Rußland, dieſes Land, das von
ſo vielen verſchiedenen Völkern bewohnt wird, die ihre verſchiede-
nen politiſchen Aufgaben haben und in den verſchiedenſten hiſtori
ſchen Bedingungen aufgewachſen ſind, anhaltend Revolutionen
erlebt; an dem Steuerrade dieſer ruſſiſchen Republir
haben im Laufe dieſes Jahres verſchiedene Regiernun-
gen geſtanden. Das Jahr hat begonnen unter dem Zepter eines
Kaiſers, und es endete, nachdem es die Stadien einer kadettiſchen
und einer fozialkadettiſchen Regierung durchlaufen hatte, genau mit
derſelben Schießereiaufden Straßen Petersburgswie mit den eifrigen Vorbereitungen der bolſchewiſtiſchen Re
gierung zur Vertreibung der konſtituierenden Ber
ſammlung. Nur in einer einzigen Beziehung ſind alle diverſchiedenen Regierungen durchaus ſolidariſch le T
ihren kapitaliſtiſchen Beſtrebungen und in ihrem glerigen
Wunſche, die neu entſtehenden Völker zu erdroffeln
und alles unter ihre Macht z bekommen. Die Re-gierung der Bolſchewiki hat das Prinzip des Salbüha-



e e e

e

ſtimmangrechdes der Vlker un er em
um es deſto entſchiedener in ſeiner prak

n

S z 2

t

wo
v JS S

Z3252 s
D 2 2 S

22

Mittel. Die Regierung der Bolſchewiki, die die konſtitnierende
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ſtützt, wird ſich nie dazu ent
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gebiet, der Kaukaſus und anderre, ſie nicht als ihre Regierung an
erkennen werden, ſondern daß auch das euſſiſche Volk ſelbſt ine
dieſes Recht verſagen wird. Nur aus Furcht vor der Ent
wicklung der nationalen Revolution haben die
Bolſchewiki mit der ihnen angeborenen Demagogie, ſowohl in Ruß-
land ſelbſt wie hier auf der Friedenskonferenz das Prinzip des
Selbſtbeſtimmungsrechtes h Zur Bekämpfung der Durchführung dieſes Prinzips in die Praxis nehmen
ſie ihre Zuflucht nicht aur zu den Söldnerſcharen der Roten
Garde, ſondern ſie ſchreiten noch zu ſchlimmeren und unzuver
läſſigeren Mitteln: ſie unterdrücken die Zeitungen, jagen poli
tiſche Verfammlungen auseinander, verhaften und erſchießen Poli
tiker und greifen ſchließilch dazu, durch vollſtändig falſche und
tendenziöſe Schilderungen die Autorität der Regierung einen
oder der anderen jungen Republik zu untergraben. Bekannte
Sozialiſten und alte Revolutionäre werden von ihnen beſchuldigt,
als wären ſie Vourgeois und Gegenrevolutionäre. Die Re
gierung der Bolſchewiki erklärt den Heiligen Krieg der Republik,
indem ſie die Vertreibung der Bourgeoisregierungen verlangt, mit
denen angeblich die ſozialiſtiſche Regierung der Volſchewiki ſelbſt
über die Beendigung des brudermordenden Krieges keine Ver
handlungen pflegen will.

So führt die Regierung der Bolſchewiki anſtatt des Grund
ſatzes des Selbſtbeſtimmungsrechts den Grundſatz der Anarchie
und der Zerrüttung durch, da ſie weiß, daß es leichter iſt zu zer
ſtören, als nen zu ſchaffen, und ſie hält ſich an das alte franzö
ſiſche Sprichwort: Verleumde, verleumde, es wird ſchon etwas
haften bleiben.

Der Kampf der Petersburger Regierung gegen die Regierung
der ukrainiſchen Republik und ihre offenſichtige Un a ufrichtig-
keit bei der Anerkennung der Berechtigung unſerer Delegation
hat ſchon früher bei uns nicht unbegründeten Verdacht hervor-
gerufen, wir waren überzeugt, daß Herr Trotz ki ſehr bald ver-
ſuchen würde, ſich von den durchaus klaren und unzweideutigen
Worten loszuſagen, mit welchen er unſere Delegation als
bevollmächtigte Vertretung unſerer Reyublik anerkannt hatte.
Unſere Erwartungen haben ſich bewahrheitet. Am Tage, an wel
chem wir nach Kiew abreiſten, um unſere endgültige Jnſtruktion
einzuholen, iſt auf Aufforderung und unter gütiger Mitwirkung
der Bolſchewiki über Petersburg und Dünaburg eine neue Dele-
gation hier eingetroffen, welche das Ziel hatte, unſere Autorität
in den Angen der arbeitenden Maſſen Europas zu untergraben.
Um die Rechte und den Charakter dieſer Delegation genauer zu
vegründen und zu umſchreiben, müſſen wir näher auf dieſen
Punkt eingehen.

Das durch gemeinſame Jdeale und gemeine nativnale Ve-
ſtrebungen geeinte nkrainiſche Volk, das zu ruhigen und geord-
neten Formen des ſtaatlichen Lebens neigt, hat ſich vom erſten
Augenblick an mit Eifer der ſchon lange erwarteten Möglichkeit
des ſtaatlichen Aufbaues gewidmet. Die ukrainiſchen Arbeiter,
Soldaten und Bauern haben es unter dem Schutze der aus ihren
Reihen hervorgegangenen ukrainiſchen Jntelligenz nicht nur ver
ſtanden, ſich ſelbſt zu organiſieren, ſondern ſie haben auch noch alle
Bevölkerungsgruppen nicht ukrainiſcher Herkunft, welche auf
ukrainiſchem Boden leben, mit herangezogen. Als Ergebnis
dieſer Arbeit, die durch die langjährigen Bemühungen der ukrai-
niſchen Politiker vorbereitet war und als Produkt der ukrainiſchen
revolutionären Schaffenskraft iſt die ukrainiſche Rada entſtanden,
die ſich aus den Vertretern der ukrainiſchen Soldaten, Bauern und
Arbeiter zuſammenſetzt. Die ukrainiſche Rada hat durch ihre Uni
verſale dem ukrainiſchen Volk ſeinen De gewieſen. Die ukrai-
niſche Rada, die ſchon im Juni v. Js. die erſte ukrainiſche Re
gierung, das Generalſekretariat, gewählt hat, hat damit die erſte
Regierung in Rußland gebildet, die ausſchließlich aus Sozialiſten
zuſammengeſetzt iſt. So hat das ukrainiſche Volk Schritt für
Schritt durch eigene Arbeit ſeinen eigenen Staat geſchaffen und
zur Einmiſchung in unſere inneren Verhältniſſe hat die Peters-
burger Regierung keinerlei Veranlaſſung und keinerlei Grund.
Jn Wirklichkeit liegen die Dinge ſo, daß nach dem Gebiet der
Ukraine und nach den daran anſchließenden Fronten ſchon unter
dem zariſchen Regime vorzugsweiſe Soldaten nichtukrainiſcher Ab
ſtammung hingeſchickt wurden, und es iſt während der Revo-
lution nicht gelungen, die Ukraine von dieſen zugezogenen und
ihr fremden Elementen zu befreien. Während die nwkrainiſchen
Soldaten von allen Kriegsſchauplätzen und von allen
Fronten ihre Delegierten auf die Frontkongreſſe nach Kiew
ſchickten und ſich alle um die nkrainiſche Militär-Rada
ſcharten, die einen Teil der Kiewer und Zentral-Rada bildet,
haben die nichtukrainiſchen Soldaten in einigen Städten der
Ukraine ihre Soldatenräte gegründet, die keinerlei Einfluß haben
auf das Leben der um ſie liegenden Gebiete. Manchmal aller
dings nehmen an dieſen Sowjets auch Vertreter der betreffenden
Städte teil. Jn dem Wunſche, ſich unter dieſem oder jenem
Vorwande in das innere Leben der Ukrainer einzumiſchen, haben
die Petersburger Bolſchewiki angefangen, von der ukrainiſchen
Regierung zu verlangen, daß die ganze Regierungsgewalt in der
Ukraine gerade dieſen Soldatenräten übergeben werde, ohne jede
Verückſichtigung der von den Volſchewiki auf der Friedenskonfe-
enz aufgeſtellten Forderungen, daß fremde Truppne ans be-
etzten Gebieten fortzuführen ſeien Natürlich konnte die
zkrainiſche Regierung dieſe Forderung nicht erfüllen.

Den zweiten Anlaß zur Einmiſchung in das innere Leben
unſerer Republik bildete die Forderung der Petersburger Bolſche-
wiki, Neuwahlen der Zentralradg zu veranſtalten. Jndem ich bei-
ſeite laſſe, daß eine derartige Forderung eine offenbare Verletzung
des Selbſtbeſtimmungsrechts iſt, iſt dieſe Forderung auch deswegen
undurchführbar, weil die Vorſchriften über die Vertretung in der
Rada jeden Augenblick den Wählern das Recht geben, ihren Ver-
treter in der Rada abzuberufen und ihn durch einen anderen
zu erſetzen. Die Wahlen zur konſtituierenden Berſammlung ganz
Nußlands, die Ende November vorigen Jahres ſtattfanden, führten
auf dem ganzen Gebiet der Ukraine zu einem glänzenden Siege
der ukrainiſchen Zentralrada und zum Siege der darin organi-
ſierten Parteien, indem von den ukrainiſchen Kandidaten über
75 Prozent gewählt worden ſind, während die anderen Parteien,
die in der Zentralrada vertreten ſind, etwa 15 Prozent, die Bol-
ſchewiki ſogar weniger als 10 Prozent erzielt haben. Zum Bei-
ſpiel ſind im Gouvernement Kiew auf Grund unſerer Wähler-
liſten 20 von unſeren Kandidaten von 22 vorgeſchlagenen gewählt
worden, im Gonvernement Podolien von 19 Kandidaten 18, in
Wolhynien von 10 Kandidaten 9, in Poltawa von 17 14 uſw. Jch
nehme an, daß das genügt. Das ſind die Maſſen, auf welche ſich
die ukrainiſche Zentralrada ſtützt und in deren Namen wir hierher
gekommen ſind, um hier zu ſprechen. Jetzt hat die Petersburger
Regierung beſchloſſen, zum letzten Mittel zu greifen. Sie hat am
2. Dezember in Kiew unter dem ſchweigenden Einverſtändnis
der Zentralrada den ukrainiſchen Kongreß der Bauern und Sol
daten einberufen, Auf dem Kongreß trafen über 2000 Delegierte
ein, und entgegen den Hoffnungen der Einberufer begannen ſie
ihre Sitzungen mit lauten Ovationen für die Kiewer Zentralrada
und deren Vorſitzenden, Herrn Profeſſor Gruszewski, und haben
der Zentralradag mit überwältigender Mehrheit ihr volles Ver
trauen ausgeſprochen. Nach dieſen Vorgängen iſt eine kleine
Gruppe von Bolſchewiki, etwa 80 Mann, von dieſem Kongreß ent
flohen, iſt nach Charkow überſiedelt und hat ſich als neue Regie
rung der ukrainiſchen Volksrepublik erklärt. Die Volkskommiſſare
haben dorthin unorganiſierte Banden der Roten Garde entſandt,
um die Bevölkerung des Gouvernements Charkow auszuplündern
un de CTharkawer Regierung vor den Bewohnern des Gouverne

ments Charkvw zu ſchühen. So iſt die Charkower ent
ſtanden und das ſind die Kräfte, auf die ſie ſich ſtützt! Es iſt kein
Zweifel darüber möglich, daß ſie nicht nur nicht berufen iſt, die
ukrainiſche Republik zu vertreten, ſondern daß ſie kaum als Ver
tretung der Stadt Charkow angeſehen werden kann. Auf die
anderen Bemerkungen des Trotzki, die wörtlich oder nur
zwiſchen den Zeilen erfolgt ſind, halte ich es nicht für nötig, zu
antworten. Unſere Zukunft, unſere Geſchichte, unſere Nach
kommen und die breiten Maſſen des arbeitenden Volkes, die auf
beiden Seiten der Frontlinie ſtehen, werden ſelber darüber ent
ſcheiden, wer von uns Recht hat und wer die Schuld hat, wer
8 iſt und wer Gegenrevolutionär, wer ſchafft und wer das

zerſtört.
Hierauf gab der Vorſttzende der öſterreichiſchungariſchen

Delegation Graf Czernin im Namen der Delegationen
folgende Erklärung ab:

„Jm Namen der Delegaktionen der vier verbündeten Mächte
beehre ich mich, zu der abgegebenen Erklärung der ukrainiſchen
Delesation folgendes auszuführen: Wie bekannt, hat der Vor
ſitzende der ukrainiſchen Delegation Staatsſekretär Holubowytſch
in der Plenarſitzung vom 10. Jannar 1918 erklärt, die ukrainiſche
Volksrepublik nehme, fußend auf dem 3. Univerſal der ukraini-
ſchen Zentralrada vom 7./20. November 1917 „ihre internationale
Exiſtenz wieder auf“ und trete „im vollen Umfange der ihr auf
dieſem Gebiete zukommenden Rechte in internationale Beziehun
gen ein“. Mit Rückſicht hierauf halte es die Regierung der
ukrainiſchen Volksrepublix für richtig, „auf den jetzigen Frie-
densverhandlungen eine ſelbſtändige Stellung einzunehmen“.
Hierauf habe ich in der Plenarſitzung vom 12. Jannar 1918
c der vier verbündeten Mächte folgende Erklärung ab
geg

„Wir erkennen die ukrainiſche Delegation als ſelbſtändige
Delegation und als bevollmächtigte Vertretung der ſelbſändigen
ukrainiſchen Volksrepublik an.“

Jm Hinblick auf die veränderte Stellung, welche der Vor
ſitzende der ruſſiſchen Delegation in der Plenarſitzung vom
30. Jannar in dieſer Frage eingenommen hat, wonach nur ſolche
Abkommen mit der Ukraine anerkannt und aktiviert werden
könnten, welche durch die Regierung der föderativen Republik
Rußland formell beſtätigt ſeien, geben die Delegationen der vier
verbündeten Mächte angeſichts des eben dargelegten Standpunk-
tes der Delegation des Kiewer Volksminiſterrates folgende Er
klärung ab

Wir haben keinen Anlaß, die in der Plenarſitzung vom
12. Januar 1918 erfolgte Anerkennung der ukrainiſchen Dele-
gation als einer ſelbſtändigen Delegation und als einer bevoll
mächtigten Vertretung der ukrainiſchen Volksrepublik zurückzu
nehmen oder einzuſchränken. Wir ſehen uns vielmehr weiter
veranlaßt, die ukrainiſche Volksrepublik ſchon jetzt als unab-
hängigen, freien, ſouveränen Staat anzuerkennen, der in der
Lage iſt, ſelbſtändig internationale Abmachungen zu treffen.

Herr Trotzki bemerkte kurz, er habe ſeine bisherige Auf
ſſung über die ukrainiſche Staatlichkeit nicht geändert und

müſſe darauf hinweiſen, daß es den vier verbündeten Mächten
ſchwer fallen werde, die geographiſchen Grenzen der von ihnen
ſoeben anerkannten Republik anzugeben. Bei Friedensverhand-
deake ſeien aber die Grenzen eines Staates keine gleichgültige

rage.
Sodann wurd die Sitzung geſchloſſen.

Eine Erklärung der finniſchen Bevollmächtigten
Berlin, 2. Febr. Die hieſigen Bevollmächtigten

der finniſchen Regierung laſſen dem Wolffſchen
Telegraphen-Büro folgende Erklärung zukommen:

Herr Trotzki hat in der letzten Sitzung der Friedens
delegation erklärt, daß die gegenwärtige finniſche Regierung ge
ſtürzt und erſetzt ſei durch eine Arbeiter- und Bauern-
regierung, und daß er keinerlei Hinderniſſe dafür ſehe, daß
Abgeordnete dieſer Regierung an den Friedensverhandlungen
in BreſtLitowsk teilnehmen.

Dem gegenüber erklären wir, daß die Regierung Finn
lands keineswegs geſtürzt iſt, daß ſich vielmehr nur im
Süden Finnlasnds eine ſozialiſtiſche Regierunmng,
unterſtützt von ruſſiſchen bolſchewikiſchen Truppen, vorübergehend
der Macht in einem kleinen Teil des Landes ohne geſetzliche Be
rechtigung lediglich geſtützt auf brutale Gewalt, bemächtigt
hat, ſowie daß in dieſer Regierung keine Bauern ſind, die
übrigens dem bolſchewikiſchen Umtriebe durchgehend
feindlich gegenüberſtehen. Die rechts mäßige Regie-
rung, die auf legalem Wege vom Landtage eingeſetzt iſt, hat die
Hauptſtadt verlaſſen müſſen, ihre Bevollmächtigten beherrſchen
aber den größten Teil des Landes, das ſich in den Händen der
Ordnungs macht befindet.

Wir ſind von der rechtsmäßigen finniſchen Regie
rung mit autvritativer ſchriftlicher Vollmacht
erſehen, an den Beratungen in BreſtLitowsk als Reprä-
ſentanten Finnlands teilzunehmen. Wenn irgendeine finniſche
Delegation berechtigt iſt, an den Friedensverhandlungen teil
zunehmen, ſo können nur wir bzw. die ſpäter vom Landtage
gewählte größere Delegation, der auch wir zugehören, als Bevoll-
mächtigte des finniſchen Volkes in Betracht kommen.

Berlin, den 2. Februar 1918.
gez, Staatsrat Hjal tz. gez. Profeſſor Erich.

Wachſende Mißſtimmung
gegen die Bolſchewikiherrſchaft

Der Petersburger Berichterſtatter des
„Daily Chronicle“ meldet: Die allgemeine Stimmung der
Maſſen in den Straßen iſt nervös und reizbar. An
den Straßenecken finden wieder Verſammlungen ſtatt.
Hierbei wenden ſich die Leute in heftiger Weiſe gegen das
Schießen, gegen die Auflöſung der Konſtituante und noch
mehr gegen die Ermordung von Schingarew und Kokoſchin.
Das gewichtigſte aller Argumente aber iſt der Mangel
an Brot. Es gelangen jetzt täglich Viertel-Pfundbrote
von ſehr ſchlechter Beſchaffenheit zur Verteilung; es iſt mög-
lich, daß auch dieſe Verteilung ganz aufhört. Die Brot-
polonaiſen verwandeln ſich jetzt in Entrüſtungs-Ver-
ſammlungen.

Jm Hinblick auf die wachſende Unzufrieden-
heit haben die Bolſchewiki in den letzten paar Tagen ihren
aggreſſiven Ton etwas geändert. Sie machen ſich die
Mühe, die Ermordung der früheren Miniſter aufzu
klären und ließen 20 dabei beteiligte Perſonen verhaften.

Bern, 2. Febr. „Corriere della Sera“ meldet aus
Petersburg: „Novaja Shisn“, das Blatt Maxim
Gorkis, wurde trotz ſeiner extremen Tendenz wegen
ſeiner Kritik an den Regierungsmaßnahmen Lenins ver
bo ten. Man bereitet einen neuen Erlaß zur Beſchlag
nahme aller Goldſachen, Juwelen und des
Privatbeſitzes vor. Wahrſcheinlich werden auch die
Juwelen in den Muſeen und Klöſtern in die Beſchlagnahme
einbegriffen werden. Ein anderer Erlaß ſieht Ent-
eignung ſämtlicher Privathäuſer in Peters-
burg vor. Dieſe ſollen in Gemeinbeſitz übergehen.

Die Preiſe für die Lebensmittel erreichen
eine ſchwindelnde Höhe. Ein Kilo Kartoffeln
koſtet fünf Rubel, Zucker fehlt vollkommen. Jn den
Kaſernen der maximaliſtiſchen Soldaten dagegen herrſcht
Ueberfluß Die Lage führt täglich zu blutigen
Zwiſchenfällen. Die Volksbeauftraaten unterhandeln

mit den Arbeitervertretern, die mit
drohen, falls die Regierung nicht für ein
ſorgung des Proletariats das Notwen
Hungergeſpenſt geſellen ſich die Kra
Typhusepidemie macht raſende F
fürchtet ſich vor der Peſt, die von So
Rußland verbreitet wird.

Die Zuſtände in Helſingfors
Stockholm, 3. Febr. Wie „Dagens Ny

mehren ſich in Helſingfors die Erm
von Bürgern durch Rote Gardiſten.
bereits 30 Leichen aufgebahrt. Geſtern wu
ren Straßen Maſchinengewehre aufgeſtellt
Theater von Helſingfors verwüſtet
haben auch den ganzen Goldvorragt
ſchen Bank weggeſchafft.

Der deutſche Schlachtbericht
Februar. An der Weſt

2. die Gefechtstätigkeit lebhafter.
ſtoß öſtlich Monchy wurde von zwei engliſchen
geführt, die bei ihrem vergeblichen Angriff ſtarke
erl Auch eine alkoholiſch ſtark aufgemunt
Kompagnie wurde bei ihrem Vorſtoß auf Branco
vorgeſchobenen Sicherungen abgewieſen und li
fangene in unſerer Hand. Der Flugbetrieb
Seiten rege. Die Bahnanlagen von Alber
Chauny wurden ausgiebig mit Vomben belegt. Vei h
le Petit wurde ein feindlicher Feſſelballon bhr ur

Kaiſer Karl im eroberten Jtalien
Bellunv, 2. Febr. Kaiſer Karl traf

des Chefs des Generalſtabes Freiherrn von Arz am
früh in Udine ein, wo er Truppen und Anſtalten i
Uudine--Azzanv Decimo, an der Livenza und an der Ki
Am 1. Februar begab ſich der Monarch in die Räume vor
torio und Bulluno, ſodann durch Cadovrang
von wo er mit der Bahn nach Jnnsbruck fuhr und g
die Kaiſer-Jäger- Ausſtellung eröffnete.
Fortſchritte in den militäriſchen Einrichtungen bei
weſenheit auf dieſem Kriegsſchauplatz und die Fort
Verwaltung des Okkupationsgebietes ſeit ſeinem
enthalt in Venetien erkennen. Die HKom
waren nun größtenteils wieder freigemacht und die Be
zuſammengetragen und teilweiſe auch ſchon abtransporti
Straßen waren ausgebeſſert, zerſtörte Brücken wieder
und die Bahnen zum guten Dei
Leiſtungen der techniſchen Truppen und Arbeiteraht
dachte der Monarch wiederholt mit warmen Worten.
zerſtörten und geplünderten Städte und Dörfer ſin
Anſiedlungen geworden. Die flüchtenden
brannten an vielen Stellen Häuſer und Scheunen
brachen Läden und Wohnungen. Nun kehrt namentli

Sie wird von den öſterreichiBevölkerung wieder.
Truppen mit Lebensmitteln verſehen.

Die öſterreichiſche Löſung der polniſchen Fra
Die „Oſtrauer Zeitung“

dung, daß der Miniſter des Aeußern Graf Czernin Mi
gliedern der öſterreichiſchen Delegation gegenüber erklärt hät
daß die öſterreichiſch-polniſche
gelaſſen worden ſei und daß ſich die Proklamierung ein
polniſchen Republik in Warſchau mit Anſchluß an Rußland v

Das Wiener K. K. Telegr. -Korreſp.-Büro iſt ermächtigt, di
auch in polniſche Blätter des Okkupationsgebietes übergegang
falſche Meldung aufs entſchiedenſte zu dementieren. da
Miniſter des Aeußern Graf Czernin hat weder dieſe noch ein
ähnliche Aeußerung getan, welche eine derartige den Tatſache
widerſprechende Auslegung geſtatten würde.

Kaiſer Karl ſoll alſo

Wien, 2. Febr.

Löſung falle

immer noch König von Polen

Die Konferenz der Alliierten in Verſailles
3. Febr. Die Arbeiten der Konferenz der

Alliierten wurden Sonnabend nachmittag beendet
Laufe der Sitzungen gefaßten Beſchlüſſe ergaben eine vollſtändig
Uebereinſtimmung der Anſichten der alliierten Mächte. Ein
amtliche Kundgebung wird
Sonntag abend in Rom, Paris und London
George, Orlando und Sonnino verabſchiedeten ſich in
Verſailles von Clémenceau und kehrten nach ihren Haupiſtädten
zurück. Nach den Ergebniſſen der Konferenz am ſpäten Sonn
abend nachmittag befragt, erklärte Clémenceau: Alles, was ih
jetzt ſagen kann, iſt, daß die Ergebniſſe ſehr glücklich ſind.

Abflauen des Streiks in Spandau
Die Streiklage in Spandau iſ

auch heute eine durchaus ruhig e. Jnfolge des geſtern ver
kündeten verſchärften Belagerungszuſtandes haben
radauluſtigen Elemente
der Straße völlig zurückgezogen. Die Militärpatrouillen, die
fortgeſetzt die Straßen durchziehen,
allein noch an die ungewöhnliche Situgation,
völkerung befindet. Sowohl in den Staatswerkſtätten
wie auch in den Privatrüſtungsbetrieben ifſs die Zahl
der Streikenden auch heute wieder nicht unweſentlich herabge
gangen. Nur in der Artilleriewerkſtatt Süd und in der Gewehr
fabrik, in der Orenſtein Koppel A.-G., und in den Siemens
werken in der Siemensſtadt iſt ſie noch einigermaßen bedeutend
aber auch hier iſt ein Abflauen der Streikluſs feſtzu-
ſtellen. Der Höhepunkt iſt jedenfalls ſchon ſeit zwei Tagen über
ſchritten, und es hat den Anſchein,
Teil der Arbeiterſchaft nunmehr die Oberhand behält und
bald die Situgtivn vollſtändig beherrſchen wird.

1600 Mark Belohnung
Berlin, 2. Febr. Auf die Ergreifung der Perſon, die

bei den Moabiter Unruhen den Polizeiwachtmeiſtet
Thimian erſchoſſen hat, iſt von der Polizeibehörde
eine Belohnung von 1000 Mark ausgeſetzt. Zweckdien.
liche Mitteilungen nehmen die Poli zei-Präſidienm
Berlin und Charlottenburg ſowie jedes Polizei-Revier ent

hierüber vermutlich an
erfolgen. Lloy

Spandan, 2. Febr.

unter den Streikenden vor

erinnern faſt einzig un
in der ſich die Ve

als ob der nichtſtreikluſtige

Zioniſt Dr Tſchlenow
Tſchlenow, Vizr

Zioniſtenvereiniinternationalen
gung, iſt geſtorben.

Verantwortlich:
für den politiſchen Teil: Dr. Hans Simon; für Provingz, VBörſen
und Handelsteil: Georg Fernandes;
übrigen Teil: Adolf Meyer für den Angeigenteil: Otto Kreibehm,
ſämtlich in Halle
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